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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

Nicht zuletzt die schlechte Lage der öffentlichen Finanzen hat dazu geführt, dass sich
die Realisierungschancen für neue Modelle der Organisation der staatlichen
Verwaltungstätigkeit verbessert haben. Im Vordergrund der Diskussionen stand dabei
das in den USA entwickelte und in Europa zuerst in der niederländischen Stadt Tilburg
erprobte sogenannte "New Public Management". Dieses setzt nicht auf die
Privatisierung bisher vom Staat wahrgenommener Aufgaben und wird deshalb gerade
von der politischen Linken und den Gewerkschaften positiv beurteilt. Sein
Hauptelement besteht in der Aufteilung der Verwaltung in dezentrale Einheiten, welche
sich als bürgernahe Dienstleistungszentren verstehen und im Rahmen von
Leistungsverträgen und Globalbudgets eigenverantwortlich handeln. In der Schweiz
beschloss die von einer rot-grünen Mehrheit regierte Stadt Bern als erste, ab Anfang
1995 während zwei Jahren in drei Verwaltungsbereichen (Jugendamt, Strassenbau und
Feuerwehr) konkrete Erfahrungen mit diesem Modell zu sammeln. Kurz darauf
entschied auch die Stadt Winterthur, ab 1996 in acht Verwaltungsabteilungen
entsprechende Pilotprojekte zu starten. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 24.08.1994
HANS HIRTER

Parlamentsorganisation

Gemäss des Kundgebungsreglements der Stadt Bern gilt während Sessionen des
eidgenössischen Parlaments auf dem Bundesplatz ein Demonstrationsverbot. Weil
dieses Verbot nicht haltbar sei – insbesondere während Sessionen sollten die
Bürgerinnen und Bürger die Möglichkeit haben, ihre Volksvertreterinnen und -vertreter
auf ihre Sorgen aufmerksam zu machen – müsse sich der Bund bei der Gemeinde Bern
für eine Aufhebung dieses Passus im Kundgebungsreglement einsetzen. Dies forderte
Aline Trede (gp, BE) in ihrer Motion, mit der sie Aktionen und Demonstrationen auf
dem Bundesplatz auch während Sessionen ermöglichen wollte, wie sie ihren Vorstoss
betitelte. In der Nationalratsdebatte in der Sommersession 2021 erklärte die Bernerin,
dass es ein Bewilligungsverfahren geben solle und Aktionen, die den Sessionsbetrieb zu
stark störten oder gar die Sicherheit bedrohten, weiterhin nicht zugelassen werden
dürften. Für das Büro-NR, das die Motion ablehnte, ergriff Roland Rino Büchel (svp, SG)
das Wort. Das Kundgebungsverbot bestehe seit 1925 und gebe immer wieder Anlass zu
Diskussionen. Man habe aber mit der Stadt Bern seit 2016 ein «Memorandum of
Understanding», das Kleinstkundgebungen ohne Lärmemissionen erlaube. Die
Zusammenarbeit mit der Stadt funktioniere gut. Die unbewilligte Klimademonstration
während der letzten Woche der Herbstsession 2020 habe aber eben gezeigt, dass
Störungen nicht nur wegen Lärm, sondern auch wegen der Blockierung der Zugänge
zum Parlamentsgebäude auftreten können. Bereits früher habe der Nationalrat ähnliche
Vorstösse abgelehnt und das Büro bringe nach wie vor dieselben Gegenargumente vor:
Das Parlament müsse seine Arbeit «sicher, ordnungsgemäss und störungsfrei»
ausführen können und die Stadt Bern sei verpflichtet, dies zu garantieren. Dies sah
auch die Ratsmehrheit so und versenkte den Vorstoss mit 117 zu 67 Stimmen. Lediglich
die SP- und die GP-Fraktion stimmten geschlossen für eine Öffnung des
Demonstrationsverbots. 2

MOTION
DATUM: 10.06.2021
MARC BÜHLMANN
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Organisation der Bundesrechtspflege

Das befristete Gesetz über den Aufbau des Bundesverwaltungsgerichts stiess auch im
Nationalrat auf Zustimmung und wurde vom Parlament in der Frühjahrssession
gutgeheissen. In der Herbstsession wählte die Vereinigte Bundesversammlung die
neuen 72 Richterinnen und Richter dieser Institution; zum Präsidenten wurde Hans
Urech erkoren. Das Gericht, das weitgehend die bestehenden
Verwaltungsrekurskommissionen ersetzt, wird seine Arbeit im Jahr 2007 aufnehmen.
Standort wird vorerst Bern sein; der Umzug nach St. Gallen, wo zuerst ein neues
Gebäude erstellt werden muss, ist für 2011 vorgesehen. 3

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 05.10.2005
HANS HIRTER

1) LNN, 30.3.94; TW, 13.7.94 (SP und Gewerkschaften). Bern: Bund, 2.2., 24.8., 20.10. und 11.11.94. Winterthur: TA, 17.11.94. Vgl.
auch Bund, 28.6.94; BaZ, 24.8.94.
2) AB NR, 2021 S. 1262 f.
3) AB NR, 2005, S. 1541 ff.; Presse vom 6.10.05. Zum Neubau in St. Gallen siehe auch SGT, 8.10.05.; AB NR, 2005, S. 57 ff. und
470; AB SR, 2005, S. 664; BBl, 2005, S. 2277 f. Vgl. SPJ 2004, S. 34.
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